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1

Einleitung

Gegenstand der vorliegenden Abhandlung ist das Prinzip der dezentralisierten
Produktion und seine Auswirkung auf das Betriebsverfassungsgesetz von
2001. Es geht also nicht um ein einzelnes rechtliches Problem und seine
Auswirkung auf eine Vielzahl von Sachverhalten, sondern um einen einzigen
betriebswirtschaftlichen Sachverhalt und seine Auswirkung auf eine Vielzahl
von rechtlichen Problemen.
Ausgangspunkt der Überlegung ist das Ziel des Gesetzgebers, mit der Reform
von 2001 die betriebliche Mitbestimmung zu stärken, sowie „Arbeitgebern
und Betriebsräten wieder eine zukunftsfähige Grundlage für ihre
Zusammenarbeit (zu) schaffen“1. Den Reformbedarf begründen nach Ansicht
des Gesetzgebers die „tiefgreifenden Veränderungen der Arbeits- und
Wirtschaftswelt“2 und die „neuen Produktions- und Arbeitsmethoden“3.
Nach einer unvoreingenommenen Betrachtung könnte man annehmen, dass
der Gesetzgeber dabei auf eine „moderne“ computergesteuerte Fertigung,
neueste Kommunikationsmittel und elektronischen Datentransfer Bezug
nimmt. Ein solcher Schluss wäre jedoch voreilig, denn die Integration des
rechengestützten Ingenieurwesens (Computer Integrated Manufactoring/
„CIM“) ist ein Entwicklungsschritt, der bereits Ende der achtziger Jahre zur
Rettung der damals üblichen Produktionsmethoden vollzogen wurde4.
Mit dem Begriff „neu“ betitelt der Gesetzgeber vielmehr eine
Organisationsmethode, die im Rahmen des Staatswesens und insbesondere des
Verwaltungsaufbaus zu den bekannten und bewährten Prinzipien zählt: die
Dezentralisierung.
In der Arbeitswelt kann die Dezentralisierung gleichwohl als neu und modern
bezeichnet werden. Der Gesetzgeber gebraucht die Begriffe „neu“, „neuartig“
und „modern“ im Rahmen der Reform der Betriebsverfassung von 2001 somit
in einem relativen Sinn. Hinter dem Oberbegriff der Dezentralisierung in der
Arbeitswelt verbergen sich die Sachverhalte der Just-in-Time-Production, des
Outsourcing, des Human Resource Managements, der teilautonomen
Gruppenarbeit und andere Strukturelemente einer Produktionsmethode, die zu
Beginn der neunziger Jahre mit dem Schlagwort der „lean production“ bzw.
des „lean management“ bedacht wurde. Systematisiert man die Auswirkungen
dieser „Modebegriffe“, kann man sie auf den Nenner der rechtlichen,
hierarchischen und räumlichen Dezentralisierung eines ehemals zentralisiert
aufgebauten Unternehmens bringen. Die Betriebsverfassung von 1972 war mit
diesem Vorgang nicht vertraut und wies diesbezüglich Schwächen formeller
und materieller Art auf.

1 BT-Drucks. 14/5741, S.1
2 BT-Drucks. 14/5741, S.1
3 BT-Drucks. 14/5741, S.1
4 vgl. 1.Teil, Abschnitt 1, E
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Ziel der folgenden Darstellung ist zunächst, die „neuen Produktionsmethoden“
und ihre Entwicklung in praktischer Hinsicht als Vorstufe zu einer rechtlichen
Diskussion näher darzustellen. Anschließend soll untersucht werden, ob der
Gesetzgeber dem Wandel auch auf rechtlicher Ebene gerecht werden konnte
und eventuell sogar in der Lage war, die Mitbestimmung selbst um das Prinzip
der Dezentralisierung zu ergänzen und somit zu stärken.
Es bleibt festzuhalten, dass hier ein Organisationskonzept in seiner Gesamtheit
betrachtet werden soll und bewusst von einer isolierten Einzeldiskussion
singulärer Vorschriften abgesehen wird, denn Normen wie §§ 1 II, 3, 4, 7 S.2,
28a, 75 II 2, 87 I Nr.13 BetrVG sind Früchte desselben Ursprungs. Eine
Einzelbetrachtung ist nicht nur kaum möglich, sondern birgt auch die Gefahr
der Inkonsequenz. Gerade die Zusammenhänge und Grundstrukturen sollten
bei der Implementierung eines neuen Normkomplexes als erstes betrachtet
werden. Zwar kannten auch des Betriebsverfassungsgesetz von 1972 und das
Bürgerliche Gesetzbuch Normen, die Ausdruck der Dezentralisierung waren
(z.B. §§ 3,4 BetrVG; § 613a BGB), doch hat die Problematik der
Dezentralisierung sowohl in praktischer als auch in rechtlicher Hinsicht einen
Stellenwert erreicht, die sie zunehmend als eigenen und selbständigen
Sachbereich erscheinen lassen. Die dezentralisierte Produktion hat sich über
die letzten Jahrzehnte als ernstzunehmende Alternative zu einem zentralisiert
aufgebauten Unternehmen herausgestellt und verdient mehr als nur eine
stiefmütterliche Klassifizierung als Modeerscheinung infolge der lean
production. Ihr gebührt eine dezentrale Betriebsverfassung.




